
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Bundesvergabegesetz 2018 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 65/2018 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 138 

Inkrafttretensdatum 

21.08.2018 

Außerkrafttretensdatum 

28.02.2026 

Abkürzung 

BVergG 2018 

Index 

97 Öffentliches Auftragswesen 

Text 

Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote 

§ 138. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der Angebote Unklarheiten über das Angebot oder über die 
geplante Art der Durchführung der Leistung oder werden Mängel festgestellt, so ist, sofern die 
Unklarheiten für die Beurteilung der Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine verbindliche 
Aufklärung zu verlangen. Die vom Bieter übermittelten Auskünfte bzw. die vom Bieter allenfalls 
vorgelegten Nachweise sind der Dokumentation über die Prüfung der Angebote beizuschließen. 

(2) Die durch die erfolgte Aufklärung allenfalls veranlasste weitere Vorgangsweise darf die 
Grundsätze der §§ 20 Abs. 1, 112 Abs. 3, 113 Abs. 2 und 139 nicht verletzen. 

(3) Ergeben sich bei der Prüfung der Eignung von Subunternehmern, die für den Nachweis der 
Eignung des Bieters nicht erforderlich sind, Mängel, die nicht durch eine Aufklärung gemäß Abs. 1 und 2 
behoben werden können, so hat der öffentliche Auftraggeber den betreffenden Subunternehmer 
abzulehnen. 

(4) Weist ein Angebot solche Mängel auf, dass eine Bearbeitung nicht zumutbar ist, so ist es 
auszuscheiden. 

(5) Stellt der öffentliche Auftraggeber im Rahmen einer vertieften Angebotsprüfung fest, dass die 
angebotenen Preise nicht angemessen sind, so hat er vom Bieter eine verbindliche Aufklärung zu 
verlangen. Der öffentliche Auftraggeber darf das Angebot nur ausscheiden, wenn trotz des Vorbringens 
des Bieters die Preise für den öffentlichen Auftraggeber nicht betriebswirtschaftlich erklär- und 
nachvollziehbar sind. Er hat das Angebot jedenfalls auszuscheiden, wenn die Prüfung ergibt, dass der 
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Bieter die in § 93 genannten Bestimmungen nicht berücksichtigt hat. Die Prüfung hat unter 
Berücksichtigung des gesamten Vorbringens des Bieters zu erfolgen. Die vom Bieter erteilten Auskünfte 
sind in die Dokumentation der Prüfung der Angebote aufzunehmen. 

(6) Stellt der öffentliche Auftraggeber bei einem Vergabeverfahren im Oberschwellenbereich fest, 
dass ein Angebotspreis im Verhältnis zur Leistung ungewöhnlich niedrig ist, weil der betreffende Bieter 
eine staatliche Beihilfe erhalten hat, so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur dann 
ausscheiden, wenn der Bieter nach Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber nicht innerhalb 
einer vom öffentlichen Auftraggeber festgesetzten angemessenen Frist nachweisen kann, dass die 
betreffende Beihilfe im Sinne des Art. 107 AEUV mit dem Binnenmarkt vereinbar war. Sofern der 
öffentliche Auftraggeber aus diesem Grund ein Angebot ausscheidet, hat er dies der Kommission bekannt 
zu geben. 

(7) Rechnerisch fehlerhafte Angebote sind, sofern dies in der Ausschreibung festgelegt wurde, dann 
nicht weiter zu berücksichtigen, wenn die Summe der Absolutbeträge aller Berichtigungen – erhöhend 
oder vermindernd – 2% oder mehr des ursprünglichen Gesamtpreises beträgt. Berichtigungen von 
Seitenüberträgen der Zwischensummen im Angebot (Übertragungsfehler), mit denen nicht 
weitergerechnet wurde, bleiben dabei unberücksichtigt. Eine Vorreihung infolge der Berichtigung eines 
Rechenfehlers ist, ausgenommen der öffentliche Auftraggeber hat in der Ausschreibung ausdrücklich 
anderes festgelegt, unzulässig. 
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